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Ungerecht

Untrennbar sind Gisela Drygala und
ihre Tochter Larissa in Bremen mit
der Rhythmischen Sportgymnastik

(RSG) verbunden. Man kann es nur so sa-
gen: Alles, was die RSG hier geworden ist,
hat sie diesem seit Jahrzehnten hoch en-
gagierten Duo zu verdanken. Und Bre-
men kann gleich mit danken, denn ob-
wohl die RSG nicht zu den populärsten
Sportarten der Republik zählt: Sie sorg-
te in der Vergangenheit mit tollen natio-
nalen und internationalen Erfolgen dafür,
dass der Name der Stadt auch mal überre-
gional fiel.
Von Werder abgesehen, hat Bremen im

Sport außer dem Bundesstützpunkt RSG
keine Institution mit bundesweiter Strahl-
kraft. Es gibt hier mit dem Grün-Gold-
Club zwar die weltbeste Latein-Tanzfor-
mation und mit Werder ein Tischtennis-
Team, das gerade ein europäisches Finale
erreicht hat. Aber in allen Sportarten, au-
ßer in der RSG, hängt Bremens Glanz vom
Erfolg einzelner Mannschaften ab.
Es mutet fast schon tragisch an, dass

mit Natalie Hermann und Julia Stavickaja
zwei Bremer Topgymnastinnen nun nicht
nur um die deutsche Olympia-Teilnahme
in Rio kämpfen, sondern indirekt auch um
den Fortbestand des RSG-Bundesstütz-
punkts in ihrer Heimatstadt. Bericht Seite 27
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Jörg Niemeyer
über die RSG in Bremen

Mario Lars

Hoffnungslos

Bis zuletzt war sie da. Die Hoffnung,
dass sich die Schiffsmärkte bald wie-
der erholen könnten. Und so viel ist

sicher: Die Schiffsmärkte werden sich er-
holen. Irgendwann. Nur eben nicht in
diesem und wohl auch nicht im nächs-
ten Jahr. Die Vorstände der Bremer Lan-
desbank haben lange gehofft. Dass sich
doch noch etwas tut. Doch der Hoffnung
ist Resignation gewichen. Denn mit einem
Nachsteuerergebnis von fünf Millionen
Euro ist ein Punkt erreicht, der förmlich
schreit: Bis hierhin und nicht weiter, denn
es droht das Minus.
Von heute auf morgen wird sich die BLB

nicht von ihren Schiffen trennen können.
Das braucht Zeit. Zumal das Institut schon
allein von seiner regionalen Ausrich-
tung her die Reeder nicht einfach ins of-
fene Messer laufen lassen kann. Aber der
Schwenk hin zum Ausbau der anderen
Bereiche ist richtig und wichtig. Die Bank
muss sehen, dass sie sich mit den Reedern
einig wird, deren Schiffe keine Zukunft
haben. Und das so schnell wie möglich.
Denn nur über einen Abbau der Schiffe
können die krassen Werte der Risikovor-
sorge geschmälert und damit das Ergebnis
der Bank verbessert werden. Dann darf
auch Bremen wieder auf Dividende hof-
fen. Irgendwann. Bericht Seite 17
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Maren Beneke
über die BLB-Bilanz

Die Rente wird
zum Wahlkampfthema

Als Union und SPD im Novem-
ber 2013 ihren Koalitionsver-
trag aushandelten, diente ih-
nen die Rentenversicherung
als Jackpot. Die Mittel des

Bundeshaushalts waren begrenzt. Da
fügte es sich, dass die Alterskasse ge-
rade ein stattliches Finanzpolster an-
gelegt hatte. Flugs wurden die Mütter-
rente und die Rente ab 63 versprochen.
Vergeblich warnten Experten und Sozi-
alverbände, dass von diesen Wohltaten
vor allem jene profitieren würden, die
noch relativ gut versorgt seien.
Die Parteichefs Angela Merkel, Sig-

mar Gabriel und Horst Seehofer brach-
ten das Gesetz mit Hochdruck durchs
Parlament. Mehr als 160 Milliarden
Euro werden dafür bis 2030 ausgege-
ben. Weitere rentenpolitische Ambiti-
onen zeigte die Große Koalition nicht
– bislang. Denn nun haben CSU-Chef
Seehofer und SPD-Chef Gabriel plötz-
lich entdeckt, dass 2030 eine massen-
hafte Altersarmut droht. Riester sei ge-
scheitert, erklärt Seehofer, und Gabriel
will die Absenkung des Rentenniveaus
stoppen. Binnen weniger Tage ist eine
große Rentenreform ganz oben auf die
schwarz-rote Agenda gerückt.
Was ist passiert? Nichts, was mit der

Sache zu tun hat. Um den Beitrag für
die Jüngeren bezahlbar zu halten, sinkt
planmäßig das gesetzliche Rentenni-
veau. Bis 2030 soll es von einst 53 nicht
unter 43 Prozent fallen. Der Arbeits-
markt ist stabil, die Untergrenze nicht
in Gefahr. Allerdings braucht Seehofer
nach der Entspannung an der Flücht-
lingsfront dringend ein Profilierungs-
thema. Gabriel greift nach jedem Stroh-

halm, um die taumelnde SPD über der
20-Prozent-Marke zu halten. Und in
der Bevölkerung macht sich, geschürt
durch falsche WDR-Berechnungen,
Angst über die eigene Sicherheit im Al-
ter breit.
Das sind keine guten Voraussetzun-

gen für eine seriöse Rentenreform, die
mit einer nüchternen Analyse beginnen
müsste: Nein, an den demografischen
Problemen einer alternden Gesellschaft
für das Umlageverfahren hat sich nichts
geändert. Aber ja, wir haben trotzdem
ein Problem. Die rot-grünen Rentenre-
former gingen davon aus, dass die Ein-
schnitte im System durch verstärkte pri-
vate oder betriebliche Vorsorge der Ar-

beitnehmer kompensiert würden. Das
funktioniert ganz offensichtlich nicht.
Die Ursachen sind vielfältig: Die Ries-

ter-Rente ist zu teuer und intransparent,
die Betriebsrente nur bei Großunter-
nehmen verbreitet, die Renditen insge-
samt mickrig und das Geld bei Gering-
verdienern knapp. Trotzdem, darauf hat
gerade die OECD hingewiesen, wäre
es falsch, die kapitalgedeckte Vorsorge
einzustampfen. Das würde die Jüngeren
mit Beiträgen weit über 24 Prozent be-
lasten. Zudem ist es grundsätzlich bes-
ser, die Risiken in einem Mischsystem
zu streuen.
Was also müsste passieren? Bei der

gesetzlichen Rente müsste sich die Re-
gierung endlich um die kümmern, die

tatsächlich von Altersarmut bedroht
sind. Das sind vor allem Alleinerziehen-
de, Solo-Selbstständige, Erwerbsunfä-
hige und Langzeitarbeitslose. Die Prob-
lemgruppen sind seit langem bekannt.
Weil Union und SPD aber ihre teuren
Klientelgeschenke wichtiger waren, ist
für sie (fast) nichts geschehen.
Zugleich müsste die kapitalgedeck-

te Vorsorge attraktiver werden. Ein kos-
tengünstiger, öffentlich verwalteter und
transparenter Deutschlandfonds, wie
ihn die schwarz-grüne Hessen-Koaliti-
on vorschlägt, wäre statt der Riester-Po-
licen ein Ansatz. In der Nullzinsphase
sollte er stärker auch in Aktien inves-
tieren. Die Betriebsrente muss leichter
handhabbar werden. Auch die abschre-
ckend wirkenden doppelten Kranken-
versicherungsbeiträge im Alter gehören
auf den Prüfstand. Um einen stärkeren
Anreiz zur privaten Vorsorge für Ge-
ringverdiener zu schaffen, sollte zumin-
dest ein Teil der Erträge nicht mit der
Grundsicherung verrechnet werden.
Das alles wären sinnvolle Ansätze.

Doch Seehofer und Gabriel, so scheint
es, wollen einen demonstrativen großen
Wurf. In dieser Legislaturperiode ist das
nicht mehr zu schaffen. Damit rückt die
Rente ins Zentrum des Bundestagswahl-
kampfs 2017. „Wir halten das Rentenni-
veau bei 50 Prozent!“, könnte der Slo-
gan heißen. Über die Kosten von 50 Mil-
liarden Euro würde man schweigen.
Die Älteren erinnern sich an den Ren-

tenwahlkampf 1998: Damals zog die
SPD gegen den Blümschen Demogra-
phiefaktor zu Felde. Nach dem Wahl-
sieg aber kam das böse Erwachen. Erst
gab es zwei Jahre nur einen Inflations-
ausgleich, dann wurden der Riester-
und der Nachhaltigkeitsfaktor einge-
führt. Von dem Glaubwürdigkeitsver-
lust haben sich die Genossen bis heute
nicht erholt.

Karl Doemens
über die Rente

politik@weser-kurier.de

Eine seriöse Reform
müsste mit einer

nüchternen Analyse
beginnen.

Traditionelle Symbolkraft für die Gesellschaft

Eine Nation wie Deutschland, die zu
den reichsten Ländern der Welt zählt,
muss in der Lage sein, eine breit an-

gelegte Leistungssportkultur zu erhalten
und zu fördern. Künftig nur noch in Sport-
arten zu investieren, die bei den Olym-
pischen Spielen erfolgreich sein werden,
wäre ein Zurückfallen in das ehemalige
DDR-Leistungssportsystem.
Die Förderung des Spitzensports in

Deutschland sollte möglichst vielen jun-
gen Menschen die Chance geben, sich
in ihrer favorisierten Sportart maximal zu
verwirklichen, das heißt ihr genetisches
Potential für Höchstleistungen mit erlaub-
ten Methoden auszuschöpfen. Dafür be-

darf es im Leistungssport-System weni-
ger Monopolisierung und Zentralisierung,
sondern mehr Dezentralisierung mit einer
flächendeckenden Schaffung von wohn-
ortnahen Trainingsstätten – mit pädago-
gisch und psychologisch hochqualifizier-
ten Trainern. Investitionen in den seit Jah-
ren vernachlässigten Sportstättenbau öff-
nen zugleich die Chance, die tägliche
Sportstunde in den Schulen einzuführen,
wie es in vielen Ländern bereits umge-
setzt wird.
Leitgedanke der Spitzensportförderung

darf also nicht ein rigoroses Programm
für den Erfolg sein. Die Sportförderung
sollte sich vielmehr auf die Rückgewin-
nung von Werten, Vertrauen und der ge-
sellschaftlichen Akzeptanz des Leistungs-
sports konzentrieren. Ziel muss die Stär-
kung der spitzensportlichen Repräsen-
tanz bei internationalen Wettbewerben in
möglichst vielen Sportarten sein. Die Per-

son des Athleten, sein Trainingsfleiß, sei-
ne Motivation und weniger der Erfolg sind
verstärkt in den Blick zu rücken. Es muss
zwischen Leistung und Erfolg klar unter-
schieden werden. Sportliche Leistungen
sind das Ergebnis eines langfristigen Trai-
ningsprozesses. Sportlicher Erfolg wird
aufgrund der hohen Leistungsdichte in al-
len Sportarten zunehmend von Zufällig-
keiten geprägt.
Die Wertschätzung einer Nation wird

anders als in den Zeiten des Kalten Krie-
ges kaum im Zusammenhang mit dem
sportlichen Erfolg, mit dem Rang im Me-
daillenspiegel bei Olympischen Spielen,
Welt- oder Europameisterschaften gese-
hen. Deutschland würde auch ohne eine
sportliche Spitzenposition als wirtschaft-
lich erfolgreiche Nation anerkannt sein.
Die Medaillenflut der Chinesen bei den
Olympischen Spielen in Peking wurde von
den Menschen wegen der strengen zent-

ralistischen Vorgaben und den vielfach in-
humanen Trainingsbedingungen eher kri-
tisch betrachtet. Der globalisierte Spitzen-
sport der Zukunft muss wieder stärker sei-
ne traditionelle Symbolkraft für die Ge-
sellschaft entfalten – und Werte wie Fair-
ness, Respekt, Solidarität, Leistungswille,
Fleiß, Durchhaltevermögen in den Fokus
stellen.

Kuno Hottenrott
über die Zukunft des Sports

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unser Gastautor
ist Direktor des Institut für
Leistungsdiagnostik und
Gesundheitsförderung an
der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg. Seit 2013
ist er der Präsident der
Deutschen Vereinigung für
Sportwissenschaft.
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Neue Osnabrücker Zeitung

über die Festnahmen in Freital: „Man wird
kritisch bewerten müssen, ob die Freitaler
Aktionnur eine isolierte Inszenierung für ein
paar gute Schlagzeilenwar oder ob jetzt ein
echtesBewusstsein für die Problemlage ent-
steht. Hätte es ein solches schon früher ge-
geben, dannwäremit höchsterWahrschein-
lichkeit die furchtbare Karriere des NSU ei-
ne andere oder vielleicht sogar gar keine
gewesen. Auch der Umstand, dass manche
NPD-Gruppen ohne V-Leute schon lange
keine Mitglieder mehr hätten, sollte end-
lich zu denken geben.“

zum selben Thema: „In Sachsen reicht es
nicht, immer wieder nur diejenigen zu ver-
haften, die bereits in den Terrorismus ab-
geglitten sind. Mindestens ebenso wichtig
wäre es, wenn die Mehrheit der Bürger ei-
nenAufstandderAnständigen organisieren
würde. Viel zu lange haben sich gerade die
Dresdener angesichts der rechtspopulisti-
schen Umtriebe in ihrer Stadt weggeduckt.
Das Problem beginnt nicht erst dann, wenn
einer Sprengsätze wirft.“

zumselbenThema:„Mit derVerhaftung von
fünfmutmaßlichenRechtsterroristenhat die
Polizei allem Anschein nach weitere An-
schläge verhindert. Im vergangenen Jahr
hatte Freital durch fremdenfeindliche Auf-
märsche gegen eine Flüchtlingsunterkunft
Schlagzeilen gemacht. DiesesMal geht von
der Stadt ein Signal der Entschlossenheit im
Kampf gegenkriminelle Fremdenhasser aus.
Einziger Schönheitsfehler: Dazumusste erst
der Bundesanwalt dasVerfahren an sich zie-
hen.Es bleibt unverständlich, wie sich mit-
ten in Deutschland eine derart rechtsextre-
me Szene bilden konnte.“
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